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Der Bevollmächtigte des  

Landes beim Bund 

  

Der Bevollmächtigte des Landes Schleswig-Holstein 
Postfach 71 22  |  24171 Kiel 

 

Vorsitzenden des Europaausschusses  
Herrn Peter Lehnert, MdL  
Schleswig-Holsteinischer Landtag  
Postfach 7121  
24171 Kiel 

 

 
 

28. September 2015  

 

 
Sehr geehrter Herr Lehnert, 

 

in der Anlage finden Sie, wie erbeten, einige kurze Hinweise auf wichtige oder für das 

Land Schleswig-Holstein bedeutsame Ergebnisse der 936. Bundesratssitzung vom  

25. September 2015 zu Ihrer Information. 

 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

gez. Ralph Müller-Beck 

 

 

 

Anlage 
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Vertretung des Landes 
Schleswig-Holstein 
- Bundesratskoordinierung - 

Berlin, 28. September 2015 
LV KSt-1 
030 – 74 68 47 - 105 

 

 

Abstimmverhalten 

der schleswig-holsteinischen Landesregierung 

anlässlich der 

936. Sitzung des Bundesrates 

am 25. September 2015 

 
Angaben ohne Gewähr – es gelten die Beschlussdrucksachen des Bundesrates Link  
 
Ergänzend zu den nachfolgenden Angaben wird auf das Plenarprotokoll  verwiesen. 

 
1. a) Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 

Haushaltsjahr 2016 (Haushaltsgesetz 2016) 
 

gemäß Artikel 110 Absatz 3 GG 
Drucksache 350/15 

zu Drucksache 350/15 
Drucksache 350/1/15 

 
in Verbindung mit 

 Fz 

1. b) Finanzplan des Bundes 2015 bis 2019 
 

gemäß § 9 Absatz 2 Satz 2 Stabilitätsgesetz und § 50 
Absatz 3 Satz 1 Haushaltsgrundsätzegesetz 

Drucksache 351/15 
Drucksache 350/1/15 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt und eine 
Erklärung zu Protokoll gegeben (Anlage).  

 

 Fz 

2. 
GrüLi 

Gesetz zur Änderung des Fischetikettierungsgesetzes und des Tiergesund-
heitsgesetzes 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 380/15 

 
Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu.  

 

 AV 

3. 
GrüLi 

Gesetz zur Änderung des Häftlingshilfegesetzes und zur Bereinigung des Bun-
desvertriebenengesetzes 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 381/15 
 

Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt.  
 

 In 

http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenarprotokolle-node.html
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4. Gesetz zur Verbesserung der Zusammenarbeit im Bereich des Verfassungs-
schutzes 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 382/15 
Drucksache 382/1/15 

 
Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt.  

 

 In R 

5. 
GrüLi 

Gesetz zur Reform des Wohngeldrechts und zur Änderung des Wohnraumförde-
rungsgesetzes (WoGRefG) 
 

gemäß Artikel 104a Absatz 4 GG 

Drucksache 383/15 
zu Drucksache 383/15 

 
Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu.  

 

 Wo 

6. 
GrüLi 

Gesetz zu dem Protokoll vom 14. Oktober 2014 zur Änderung und Ergänzung des 
Abkommens vom 7. September 1999 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Usbekistan zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
 

gemäß Artikel 108 Absatz 5 Satz 2 GG 

Drucksache 384/15 
 

Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu.  
 

 Fz 

7. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Tierschutzgesetzes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 

Drucksache 310/15 
Drucksache 310/1/15 

 
Die Landesregierung hat die Einbringung des Gesetzentwurfes nach Maßgabe einer 
Änderung und die Bestellung eines Beauftragten unterstützt.  

 

 AV 

8. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Gentechnikgesetzes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag der Länder Rheinland-Pfalz, Baden-
Württemberg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Schleswig-Holstein und Hessen, Thüringen, Beitritt 
Bremen, Hamburg 

Drucksache 317/15 
Drucksache 317/1/15 

 
Die Landesregierung hat die Einbringung des Gesetzentwurfes nach Maßgabe der 
Änderungen überwiegend und die Bestellung einer Beauftragten unterstützt.  

 

 AV K  
U 
Wo 
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9. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuergesetzes zur Erhö-
hung des Lohnsteuereinbehalts in der Seeschifffahrt 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag der Freien und Hansestadt Hamburg 
Drucksache 333/15 

Drucksache 333/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Einbringung des Gesetzentwurfes unterstützt.  
 

 Fz 
Wi 

10. Entwurf eines Gesetzes zur Einführung des Rechts auf Eheschließung für Perso-
nen gleichen Geschlechts 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Rheinland-Pfalz, Baden-
Württemberg, Schleswig-Holstein, Thüringen und 
Brandenburg, Bremen, Hamburg, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen 
Drucksache 273/15 

Drucksache 273/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Einbringung des Gesetzentwurfes und die Bestellung 
einer Beauftragten unterstützt.  

 

 R FJ 
FS 
In 

11. Entwurf eines Gesetzes zur Konzentration von Asylverfahren bei den Verwal-
tungsgerichten nach Herkunftsländern 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Landes Brandenburg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 409/15 
 

Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  
 

  

12. Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des Verbraucherschutzes bei Verkaufsver-
anstaltungen im Reisegewerbe 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Freistaates Bayern 

Drucksache 300/15 
Drucksache 300/1/15 

 
Die Landesregierung hat die Einbringung des Gesetzentwurfes nach Maßgabe der 
Änderungen und die Bestellung eines Beauftragten unterstützt.  

 

 Wi 
AV 
R 

13. Entschließung des Bundesrates: "Stärkung der Sicherheit von Patientinnen und 
Patienten bei der stationären Krankenhausbehandlung nach dem SGB V" 
 

Antrag des Landes Niedersachsen, Beitritt Hamburg 
Drucksache 320/15 

 
Die Landesregierung hat das Fassen der Entschließung unterstützt.  

 

 G 
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14. Entschließung des Bundesrates zum Erfordernis einer Grünstromvermarktungs-
verordnung 
 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 408/15 

 
Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  

 

  

15. Entschließung des Bundesrates für Maßnahmen zur rechtlich erleichterten Schaf-
fung von Unterbringungsmöglichkeiten für Flüchtlinge und Asylbegehrende 
 

Antrag der Länder Niedersachsen, Baden-Württemberg, 
Brandenburg, Rheinland-Pfalz, Thüringen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 404/15 
 

Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  
 

  

16. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
und weiterer Vorschriften 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 344/15 
Drucksache 344/1/15 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

 AIS 
AV 
In 
K 

17. 
GrüLi 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Seearbeitsgesetzes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 345/15 

 
Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  

 

 AIS 
Wi 

18. Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der EU-Mobilitäts-Richtlinie 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 346/15 
Drucksache 346/1/15 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

 AIS 
Fz 
Wi 

19. 
GrüLi 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung agrarmarktrechtlicher Bestim-
mungen 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 347/15 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  
 

 AV 
In 
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20. 
GrüLi 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Lebensmittelspezialitätenge-
setzes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 348/15 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  
 

 AV 

21. Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Unterbringung, Versorgung und 
Betreuung ausländischer Kinder und Jugendlicher 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 349/15 

Drucksache 349/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend 
unterstützt.  

 

 FJ 
AIS 
Fz 
In 

22. a) Entwurf eines Gesetzes zu der Mehrseitigen Vereinbarung vom 29. Oktober 2014 
zwischen den zuständigen Behörden über den automatischen Austausch von In-
formationen über Finanzkonten 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 368/15 

Drucksache 368/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

 Fz In 
Wi 

22. 
GrüLi 

b) Entwurf eines Gesetzes zum automatischen Austausch von Informationen über 
Finanzkonten in Steuersachen und zur Änderung weiterer Gesetze 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 

Drucksache 352/15 
Drucksache 352/1/15 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

 Fz In 
Wi 

23. Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und Schenkung-
steuergesetzes an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 

Drucksache 353/15 
Drucksache 353/1/15 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

 Fz 
Wi 

24. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Stärkung der pflegerischen Versorgung und zur 
Änderung weiterer Vorschriften (Zweites Pflegestärkungsgesetz - PSG II) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 

Drucksache 354/15 
Drucksache 354/1/15 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend 
unterstützt.  

 G 
AIS 
FS 
Fz In 
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25. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zur Ve42rlängerung der Befristung von Vorschriften nach 
den Terrorismusbekämpfungsgesetzen 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 355/15 

Drucksache 355/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

 In R 

26. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des 
Rates vom 27. November 2008 über den Schutz personenbezogener Daten, die 
im Rahmen der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen verar-
beitet werden 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 356/15 

Drucksache 356/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

 In R 

27. 
GrüLi 

Entwurf eines Siebten Besoldungsänderungsgesetzes (7. BesÄndG) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 357/15 

 
Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  

 

 In V 

28. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Unterhaltsrechts und des Unterhalts-
verfahrensrechts 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 

Drucksache 358/15 
Drucksache 358/1/15 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend 
unterstützt.  

 

 R FJ 
FS 

29. Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Wohnimmobilienkreditrichtlinie 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 

Drucksache 359/15 
Drucksache 359/1/15 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend 
unterstützt.  

 

 R 
AV 
Fz 
Wi 
Wo 

30. Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung von Korruption im Gesundheitswesen 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 360/15 

Drucksache 360/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

 R G 
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31. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes zur 
Umsetzung des Urteils des Europäischen Gerichtshofs vom 7. November 2013 in 
der Rechtssache C-72/12 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 361/15 

Drucksache 361/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

 U In 
R 
Wi 

32. Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 1007/2011 und 
zur Ablösung des Textilkennzeichnungsgesetzes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 362/15 

Drucksache 362/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

 Wi 
AV 

33. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-
Sondervermögens für das Jahr 2016 (ERP-Wirtschaftsplangesetz 2016) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 363/15 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  
 

 Wi 

34. 
GrüLi 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Energieverbrauchskennzeich-
nungsgesetzes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 364/15 

Drucksache 364/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

 Wi 
Fz U 
Wo 

35. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zur Auswahl und zum Anschluss von Telekommunika-
tionsendgeräten 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 365/15 

Drucksache 365/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

 Wi 
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36. Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der aufsichts- und berufsrechtlichen Rege-
lungen der Richtlinie 2014/56/EU sowie zur Ausführung der entsprechenden Vorga-
ben der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 im Hinblick auf die Abschlussprüfung bei 
Unternehmen von öffentlichem Interesse (Abschlussprüferaufsichtsreformgesetz 
- APAReG) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 366/15 

Drucksache 366/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates im Wesentlichen 
unterstützt.  

 

 Wi 
Fz K 
R 

37. Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Vergaberechts (Vergaberechts-
modernisierungsgesetz - VergRModG) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 367/15 
Drucksache 367/1/15 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend 
unterstützt.  

 

 Wi 
AIS 
Fz 
In R  
U 
Vk 
Wo 

38. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 7. Mai 2015 zwischen der Regie-
rung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung von Jersey über die Zu-
sammenarbeit in Steuersachen und die Vermeidung der Doppelbesteuerung 
bei bestimmten Einkünften 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 369/15 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  
 

 Fz 

39. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Zusatzabkommen vom 31. März 2015 zum Ab-
kommen vom 21. Juli 1959 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Französischen Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen und über 
gegenseitige Amts- und Rechtshilfe auf dem Gebiete der Steuern vom Einkom-
men und vom Vermögen sowie der Gewerbesteuern und der Grundsteuern 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 370/15 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  
 

 Fz 

40. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung vom 10. Dezember 2014 des Übereinkom-
mens vom 27. Juni 1980 zur Gründung des Gemeinsamen Fonds für Rohstoffe 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 371/15 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  
 

 Wi 
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41. Agrarpolitischer Bericht der Bundesregierung 2015 
 

gemäß § 4 LWG 
Drucksache 247/15 

Drucksache 247/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

 AV 

42. 
GrüLi 

Umweltradioaktivität und Strahlenbelastung im Jahr 2013 
 

gemäß § 5 Absatz 2 StrVG 
Drucksache 325/15 

 
Die Landesregierung hat von der Vorlage Kenntnis genommen.  

 

 U 

43. 
GrüLi 

Bericht der Bundesregierung nach § 37g BImSchG über die Umsetzung und Effek-
te der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung respektive der Biomassestrom-
Nachhaltigkeitsverordnung 
 

gemäß § 37g BImSchG 
Drucksache 373/15 

 
Die Landesregierung hat von der Vorlage Kenntnis genommen.  

 

 U 

44. a) Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäi-
schen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 
Bessere Ergebnisse durch bessere Rechtsetzung - Eine Agenda der EU 
COM(2015) 215 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 242/15 
Drucksache 242/1/15 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend 
unterstützt.  

 

 EU 
AIS 
AV 
FJ In 
R 
U Wi 

44. b) Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat: Vorschlag 
für eine Interinstitutionelle Vereinbarung über bessere Rechtsetzung 
COM(2015) 216 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 243/15 
Drucksache 243/1/15 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

 EU 
In R 
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45. 
GrüLi 

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäi-
schen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen zu einer 
Strategie der Europäischen Union für den Alpenraum 
COM(2015) 366 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 329/15 
Drucksache 329/1/15 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

 EU 
AIS 
AV 
In U 
Vk 
Wi 

46. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Festlegung eines Rahmens für die Energieeffizienzkennzeichnung und zur Auf-
hebung der Richtlinie 2010/30/EU 
COM(2015) 341 final; Ratsdok. 11012/15 
 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und §§ 3 und 5 
EUZBLG 
Drucksache 324/15 
zu Drucksache 324/15 

Drucksache 324/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend 
unterstützt.  

 

 EU 
AV 
U 
Wi 

47. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäi-
schen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 
Einleitung des Prozesses der öffentlichen Konsultation zur Umgestaltung des 
Energiemarkts 
COM(2015) 340 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 326/15 

Drucksache 326/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates im Wesentlichen 
unterstützt.  

 

 EU 
U Wi 

48. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat: 
Eine faire und effiziente Unternehmensbesteuerung in der Europäischen Union - 
Fünf Aktionsschwerpunkte 
COM(2015) 302 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 296/15 
Drucksache 296/1/15 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

 EU 
Fz 
Wi 
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49. 
GrüLi 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Einführung einer Rahmenregelung der Union für die Erhebung, Verwaltung und Nut-
zung von Daten im Fischereisektor und Unterstützung wissenschaftlicher Beratung 
zur Durchführung der Gemeinsamen Fischereipolitik (Neufassung) 
COM(2015) 294 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 280/15 

Drucksache 280/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

 EU 
AV 
In 
U 

50. 
GrüLi 

Vierzehnte Verordnung zur Änderung futtermittelrechtlicher Verordnungen 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 321/15 
Drucksache 321/1/15 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgabe einer Änderung 
zugestimmt.  

 

 AV 

51. 
GrüLi 

Erste Verordnung zur Änderung der Fischetikettierungsverordnung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 327/15 
Drucksache 327/1/15 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgabe der Änderungen 
zugestimmt.  

 

 AV 

52. 
GrüLi 

Zehnte Verordnung zur Änderung weinrechtlicher Vorschriften 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 331/15 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  

 

 AV 

53. Verordnung zu den Voraussetzungen und dem Verfahren der Zulassung von in nicht 
öffentlich-rechtlicher Form betriebenen Portalen zur Durchführung von einfachen 
Melderegisterauskünften über das Internet (Portalverordnung - PortalVO) 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 335/15 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgabe einer Änderung 
zugestimmt.  

 

 In 

54. 
GrüLi 

Verordnung über das Formular für den Vollstreckungsauftrag an den Gerichtsvoll-
zieher (Gerichtsvollzieherformular-Verordnung - GVFV) 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 336/15 (neu) 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  

 

 R 
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55. Verordnung zur Umsetzung der novellierten abfallrechtlichen Gefährlichkeitskriterien 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 340/15 

Drucksache 340/1/15 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgabe der Änderungen 
überwiegend zugestimmt.  

 

 U Wi 

56. Verordnung zur Anpassung nationaler Regelungen an die Durchführungsverordnung 
(EU) Nr. 923/2012 vom 26. September 2012 zur Festlegung gemeinsamer Luft-
verkehrsregeln und Betriebsvorschriften für Dienste und Verfahren der Flug-
sicherung und zur Änderung der Durchführungsverordnung (EG) Nr. 1035/2011 
sowie der Verordnungen (EG) Nr. 1265/2007, (EG) Nr. 1794/2006, (EG) Nr. 
730/2006, (EG) Nr. 1033/2006 und (EU) Nr. 255/2010 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 337/15 
Drucksache 337/1/15 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgabe einer Änderung 
zugestimmt. Darüber hinaus hat sie das Fassen einer Entschließung unterstützt.  

 

 Vk In 
U 
Wi 

57. 
GrüLi 

Zweite Verordnung zur Änderung der Fahrerlaubnis-Verordnung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 338/15 
Drucksache 338/1/15 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgabe der Änderungen 
zugestimmt.  

 

 Vk 
AIS 
In 

58. Erste Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Sicherheit von Spielzeug 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 343/15 
Drucksache 343/1/15 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgabe einer Änderung 
zugestimmt. Darüber hinaus hat sie das Fassen einer Entschließung unterstützt.  

 

 Wi 
AIS 
G 

59. 
GrüLi 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des Bundesmeldegesetzes 
(BMGVwV) 
 

gemäß Artikel 84 Absatz 2 GG 

Drucksache 341/15 
 

Die Landesregierung hat der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zugestimmt.  

 

 In 
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60. 
GrüLi 

Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäi-
schen Union für die Arbeitsgruppe der Kommission "Europäische Rechnungs-
legungsstandards für den öffentlichen Sektor" (EPSAS) 
 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. Abschnitt I der 
Bund-Länder-Vereinbarung 

Drucksache 392/15 
Drucksache 392/1/15 

 
Die Landesregierung hat den Benennungsvorschlägen zugestimmt.  

 

 EU 
Fz 

61. 
GrüLi 

Benennung von Mitgliedern für den Beirat Deutschlandstipendium beim Bun-
desministerium für Bildung und Forschung 
 

gemäß § 12 StipG i.V.m. § 5 StipV 

Drucksache 308/15 
Drucksache 308/1/15 

 
Die Landesregierung hat den Benennungsvorschlägen zugestimmt.  

 

 K 

62. 
GrüLi 

Benennung eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds des Kuratoriums 
der Stiftung "Haus der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland" 
 

gemäß § 7 Absatz 3 des Gesetzes zur Errichtung einer 
Stiftung "Haus der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland" 

Antrag der Freien Hansestadt Bremen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 374/15 
 

Die Landesregierung hat den Benennungsvorschlägen in sofortiger 
Sachentscheidung zugestimmt.  

 

  

63. Vorschlag des Bundesministers der Justiz und für Verbraucherschutz für die Ernen-
nung des Generalbundesanwalts beim Bundesgerichtshof 
 

gemäß § 149 GVG 

Drucksache 385/15 
 

Die Landesregierung hat dem Ernennungsvorschlag zugestimmt.  
 

 R 

64. 
GrüLi 

Benennung eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds für den Beirat der 
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisen-
bahnen 
 

gemäß § 5 BEGTPG 

Antrag der Freien Hansestadt Bremen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 375/15 
 

Die Landesregierung hat den Benennungsvorschlägen in sofortiger 
Sachentscheidung zugestimmt. 
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65. 
GrüLi 

Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 
 

Drucksache 391/15 
 

Die Landesregierung hat sich zu dem Verfahren nicht geäußert und ist nicht 
beigetreten.  

 

 R 

66. 
GrüLi 

Benennung eines Mitglieds für den Beirat der Bundesnetzagentur für Elektrizität, 
Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen 
 

gemäß § 5 BEGTPG 

Antrag des Landes Rheinland-Pfalz 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 424/15 
 

Die Landesregierung hat dem Benennungsvorschlag in sofortiger Sachentscheidung 
zugestimmt. 

 

  

67. Entwurf einer ... Verordnung zur Änderung der Fahrzeug-Zulassungsverordnung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 3 GG 

Antrag des Landes Baden-Württemberg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 432/15 
 

Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  
 

  

68. Abgesetzt von Tagesordnung – Antrag zurückgezogen 
Entschließung des Bundesrates 
Familien stärken - Betreuungsangebote ausweiten: Frei werdende Betreuungs-
geldmittel zukunftsweisend verwenden 
 

Antrag der Länder Niedersachsen, Bayern, 
Brandenburg, Schleswig-Holstein 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 433/15 

 
Der Punkt wurde von der Tagesordnung abgesetzt, da die Vorlage von den 
antragstellenden Ländern zurückgezogen wurde. 

 

  

69. Entwurf eines Gesetzes zur schnelleren Entlastung der Länder und Kommunen bei 
der Aufnahme und Unterbringung von Asylbewerbern (Entlastungsbeschleuni-
gungsgesetz) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 

Drucksache 393/15 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  

 

 Fz 
AIS 
In 
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70. Entschließung des Bundesrates zum geplanten Breitbandförderprogramm des 
Bundes 
 

Antrag der Länder Rheinland-Pfalz, Niedersachsen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 434/15 

 
Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  
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Anlage 

 
Erklärung 

zu Protokoll 
von 

Torsten Albig, 
Ministerpräsident des Landes Schleswig-Holstein, 

in der 936. Sitzung des Bundesrates  
am 25. September 2015 

zu  
 

Top 1 a) 

 

Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Haushaltsjahr 2016 (Haushaltsgesetz 2016) 
BR-Drucksache 350/15 

 
 

 

Das Land Schleswig-Holstein gibt folgende Erklärung zu Protokoll: 

 

Einzelplan:  06 
Kapitel:  0603 
Titelgruppe:  Integration und Migration, Minderheiten und Vertriebene 
Titel:   684 02 Förderung der Arbeit von Minderheitengremien, des  
   Minderheitensekretariats, nationale und internationale Veranstaltungen  

mit Minderheitenbezug 
Seite:   33 (Einzelplan 06) 
HH-Ansatz : 239 T EUR 
 

1. Antrag auf Erhöhung um 500 TEUR auf 739 TEUR 
 

2. Antrag auf Änderung des Haushaltsvermerks wie folgt:  
„Aus dem Ansatz sind für die Föderalistische Union Europäischer 
Volksgruppen als institutionelle Förderung 500 T € sowie mindes-
tens 100 T € als Projektförderung vorzusehen.“ 
 

Begründung: 

Zu 1.: 
Rolle und Bedeutung von Nichtregierungsorganisationen in Minderheitenzusammenhängen, 
wie der Föderalistischen Union Europäischer Volksgruppen (FUEV), haben sich auf nationaler 
und internationaler Ebene gewandelt. Als eine europaweit intensiv vernetzte und demokra-
tisch organisierte Dachorganisation hat sie sich als wichtiger Akteur in der Friedensarbeit vor 
Ort etabliert. Auf diese Weise ist sie zu einem wertvollen und stabilen Partner für europäische 
Regierungen geworden. So gehört auch das Königreich Dänemark zu den institutionellen 
Förderern der FUEV. 
 
Das Land Schleswig-Holstein stützt die minderheitenpolitische Arbeit der FUEV seit vielen 
Jahren mit einer institutionellen Förderung und zusätzlichen Projektmitteln. Der Bund dagegen 
fördert die Organisation ausschließlich im Rahmen einer Projektförderung. Eine reine Projekt-
förderung wird jedoch dem Zuwachs an Verantwortung und der Vielfalt der Aufgaben (z. B. 
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Verbesserung der Situation der Roma in den Herkunftsländern oder auch die aktuelle Situati-
on in der Ukraine und auf der Krim) nicht mehr gerecht. Es ist angezeigt, in den Förderstruktu-
ren zwischen Ländern und Bund eine einheitliche Regelung zu finden, die der FUEV Pla-
nungssicherheit und Verlässlichkeit garantiert. 
 
Zu 2.: 
Mit der Festlegung auf eine institutionelle Förderung in den Haushaltsbegründungen wird die 
Übernahme der Erhöhung dieses HH-Titels für die folgenden Jahre garantiert. Die FUEV er-
hält auf diese Weise ein hohes Maß an Planungssicherheit und kann ihre Arbeit in der interna-
tionalen Minderheitenpolitik und Friedenssicherung fortführen und weiter ausbauen. 
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